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sowie der Reisebedingungen des Veranstalters.

Name, Vorname 

Straße, Hausnummer 

PLZ, Ort Tel.-Nr. (für evtl. Rückfragen)

INFORMATION/BUCHUNG: 
nd-Leserreisen, Herr Diekert

 030/2978-1620
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Leistungen:
> Flug Berlin–Tegel nach Stockholm und zurück > 3 Übernachtungen/DZ im 4 Sterne 

Scandic mit Frühstück > Schiff sausfahrt nach Drottningsholm mit Führung > Besuch im 

Stadshuset > Stadtführung »Auf den Spuren Stig Larssons« > Eintritt Vasamuseum und 

Skansen > Midsommarfest > Flughafenbus Arlanda- Stockholm/Zentrum und zurück, 4 

Tickets für Tunnelbana/Stadtfähre > Mittagessen Scharfrichterhaus > Reiseleitung > Si-

cherungsschein 

Veranstalter: Reisebüro »Skandinavien 
direkt«, Hafenstr. 41, 17489 GreifswaldWeitere Leserreisen finden Sie unter: www.nd-leserreisen.de

Fotos Veranstalter

Reiseverlauf:
1. Tag: Flug Berlin/Tegel–Stockholm/Arlanda. Transfer zum Hotel. Stadtrundgang „Auf den 

Spuren der Helden des Kriminalschriftstellers Stig Larssons“.

2. Tag: Schiff stour zum königlichen Schloss Drottningholm (Wohnort der Königsfamilie). Füh-

rung und Parkspaziergang. Anschließend Rückfahrt. Besuch im berühmten Stadshuset (hier 

fi ndet das Dinner zur jährlichen Nobelpreisverleihung statt).

3. Tag: Fahrt zum Freizeitpark Skansen. Besuch im Vasamuseum und Teilnahme am großen 

Midsommar-Fest auf Skansen. 

4. Tag: Geführter Rundgang entlang der Drottninggatan mit Halt am Grab von Olof Palme. 

Weiter geht es zur Altstadt, »Gamla stan« und zum Schloss. Rundwanderung in Stockholms 

Geschichte. Mittagessen im Scharfrichterhaus. Freizeit und Rückfahrt zum Flughafen.



SOZIALISTISCHE TAGESZEITUNG

Nicht im Reisepreis enthalten: 
> Reiseversicherungen, weitere Mahlzeiten, Trinkgelder, per-

sönliche Ausgaben

MITTSOMMER IN STOCKHOLM

NACHRICHTEN

16 Bewerbungen für
den Landratsposten
Beeskow. Nach der gescheiterten
Direktwahl des Landrats in Oder-
Spree liegen der Kreisverwaltung
16 Bewerbungen für den Posten
vor. Die meisten der vier Frauen
und zwölf Männer kommen aus
dem Land Brandenburg, wie die
Verwaltung am Freitag mitteilte.
In einer Sondersitzung am 25. Ja-
nuar werden die Abgeordneten
des Kreistags den neuen Landrat
wählen. Diese Vorgehensweise ist
notwendig geworden, weil bei der
Direktwahl im November und der
Stichwahl im Dezember kein Kan-
didat die vorgeschriebene Min-
destanzahl von Stimmen erreich-
te. Amtsinhaber Manfred Zalenga
(parteilos) hatte im vergangenen
Jahr angekündigt, nicht mehr an-
treten zu wollen. Seine Amtspe-
riode endet vorzeitig mit Wirkung
zum 9. Februar. dpa/nd

Neue Lüfter für Anwohner
des Großflughafens
Schönefeld. Die Betreiber des
neuen Hauptstadtflughafens BER
bieten den Anwohnern ab sofort
neue Lüfter für ihre Wohnungen
an. Diese regulieren sich automa-
tisch und reduzieren im Vergleich
zu bisherigen Modellen den Wär-
meverlust, wie die Flughafenge-
sellschaft am Freitag mitteilte.
»Durch die automatische Regulie-
rung der Zu- und Abluft sind kei-
ne zusätzlichen Lüftungsplanun-
gen erforderlich«, sagte der für das
Schallschutzprogramm verant-
wortliche Ralf Wagner. Lüftungs-
anlagen ermöglichen, die Fenster
stets geschlossen zu halten und so
die Lärmbelästigung zu mindern.
Weil die neuen Geräte die Be- und
Entlüftung kombinieren, erfüllen
sie aus Sicht der Flughafengesell-
schaft die Anforderungen eines
Urteils vom Mai 2016. Das Ober-
verwaltungsgericht hatte die Pra-
xis gekippt, Lüfter in schallge-
dämmte Häuser einzubauen, oh-
ne zuvor ein Lüftungskonzept zu
erstellen. 25 500 Haushalte im
Umfeld des Flughafens haben An-
spruch auf Schallschutz. dpa/nd

Finanzgericht Vorbild für
Kooperation mit Berlin
Cottbus. Justizminister Stefan
Ludwig (LINKE) hält die Fusion
der Finanzgerichte in Berlin und
Brandenburg vor zehn Jahren für
einen Erfolg. »Die Zusammenar-
beit über Ländergrenzen hinweg
funktioniert hier hervorragend
und kann beispielgebend für an-
dere Bereiche der Landesverwal-
tung sein«, sagte er am Freitag bei
der offiziellenAmtseinführung des
neuen Gerichtspräsidenten Tho-
mas Stapperfend. Sitz des Finanz-
gerichts Berlin-Brandenburg ist
seit 2007 die Stadt Cottbus. Das
Gericht bearbeitet unter anderem
Klagen zu Steuerrechtsstreitigkei-
ten. Stapperfend trat den Posten
bereits im Herbst an. dpa/nd

Polizei leistet
sich teuerstes
Orchester
Wegen des Polizeiorchesters
blies der Landesrechnungshof
der Regierung den Marsch. Der
Innenminister änderte die Re-
geln – mit magerem Ergebnis.

Nach Kritik des Landesrechnungs-
hofs an den Kosten für das Lan-
despolizeiorchester wurden die
Regeln für Auftritte geändert.
Dennoch gab es trotz gleich hoher
Kosten 2016 sogar weniger Ein-
nahmen. Nach Inkrafttreten der
neuen Regeln zum 1. Januar habe
das Orchester mit 243 Auftritten
deutlich mehr absolviert als in den
Vorjahren, teilte das Innenminis-
terium auf Anfrage mit. Die Ein-
nahmen lagen mit gut 32 000 Eu-
ro leicht unter dem Durchschnitt
der Vorjahre. Der Landesrech-
nungshof hatte 2015 kritisiert,
dass Brandenburg sich das teu-
erste Polizeiorchester Deutsch-
lands leiste. In den Jahren 2010
bis 2013 habe es mit seinen 54
Musikern mehr als zehn Millio-
nen Euro gekostet, aber nur gut
128 000 Euro eingespielt. Bei ei-
ner Neufassung der Regeln wurde
daraufhin der Preis für einen Auf-
tritt bei privaten Veranstaltern um
das Dreifache auf 4500 Euro er-
höht. Als Konsequenz zogen sich
zahlreiche Veranstalter zurück. So
fiel das traditionelle Pfingstkon-
zert am Schlosspark Sanssouci
aus. Während es 2015 noch 32 be-
zahlte Konzerte gab, wurden 2016
nur mit sieben kommerziellen
Veranstaltern Verträge abge-
schlossen. Dafür sei die Zahl der
Konzerte für Kinder und Senioren
mit mehr als 100 fast verdoppelt
worden, erklärte das Innenminis-
terium. Doch solche Auftritte
bringen keine Einnahmen. dpa/nd

»Heult nicht rum, wenn’s knallt!«
Serie von Friedenskundgebungen entlang des Wegs einer US-Panzerbrigade nach Osten
An vier Stellen demonstrierte die
LINKE gegen den Durchzug einer
US-Panzerbrigade. Am Sonnabend
sollen alle Soldaten in Polen sein.

Von Sybille Gurack

Die Gleise nach Polen führen durch
Fürstenwalde. Auf ihnen und auf der
Autobahn 12 im Süden der Stadt roll-
ten dieser Tage US-amerikanische
Panzer gen Osten. Dem Unterneh-
mer Rolf Emmerling ist so ein Konvoi
auf der Autobahn begegnet. Ihm war
»mulmig« zumute. Ferdinand von Le-
kow, in den 1990er Jahren Chef des
Kreiskommandos der Bundeswehr in
Fürstenwalde, sagt zu der Aufrüs-
tung: »Russen und Amerikaner pro-
vozieren sich gegenseitig. Von den
Russen wird zur Zeit der kleine Krieg
bevorzugt. Die Amerikaner haben
Truppenteile in 14 Ländern.Nun auch
Panzer im Baltikum. Was haben sie
in all den Ländern zu suchen? Ent-
spannung gibt es nur durch geduldi-
ge Verhandlungen.«
Die Linksfraktion imKreistagOder-

Spree hatte beschlossen, am Bahnhof
in Fürstenwalde eine Demonstratio-
nen zu organisieren. Etwa 60 Men-
schen kamen am Montagabend bei
klirrender Kälte dorthin und hörten
Nicoles Schlager »Ein bisschen Frie-
den«. Peter Engert rezitierte das Ge-
dicht »Meinst du, die Russen wollen
Krieg«.
Günter Kuhn, Superintendent in

Rente, berichtete von dem Schre-
cken, im Zweiten Weltkriek Flakka-
nonier sein zu müssen. Das Bemühen
um Frieden, so der 88-Jährige, sollte
die Parteien aller Couleur auf glei-
chen Tritt bringen. Der Bundestags-
abgeordnete Thomas Nord (LINKE)
verurteilte die Truppenverlegung und
die Mithilfe Deutschlands. Als er das

Mikrofon zur Seite legen wollte, wur-
de ihm zugerufen: »Herr Nord, ich
habe eine Frage!« Genau genommen
hatten mehrere Leute Fragen. Doch
Nord musste weiter nach Frankfurt
(Oder), wo er gleich noch eine Rede
bei einer weiteren Kundgebung hal-
ten sollte.
Waltraut Tuchen aus Bad Saarow

sagte: »Man fühlt sich so hilflos. Ich
möchte etwas Konkretes tun. Aber
was?« Angela Splittgerber-Hassane
aus Stremmen sagte: »Ich bin inner-
lich am Verzweifeln, was in diesem
Land passiert. Ich sehe meine einzige
Möglichkeit zu helfen, indem ich den

Mund aufmache bei den Diskussio-
nen in meinem Umfeld und aufklä-
re.« Andere Demonstranten lächelten
über die Hoffnungen, eine Hand-
lungsanleitung zu bekommen: »Was
wollen Sie denn machen? Wollen Sie
sich vor die Züge werfen?«
Am Montagabend hatte die LINKE

am Truppenübungsplatz Lehnin für
den Frieden demonstriert, diesen
Sonnabend um 10 Uhr gibt es eine
weitere Kundgebung in Cottbus am
Ehrenmal für die Opfer des Faschis-
mus an der Puschkinpromenade.
Derweil erreichten große Teile der
US-Panzerbrigade bereits Polen. Mi-

nisterpräsident Dietmar Woidke
(SPD) musste sich mehrfach Vorwür-
fe der CDU anhören, weil er Ver-
ständnis für die Angst vor einemKrieg
äußerte. Er hatte angemerkt, dass die
Tür für den Dialog mit Russland of-
fen bleiben müsse.
In Fürstenwalde sagte Mascha Gu-

majak: »Da rollen die Panzer durch
das verschlafene Brandenburg. Der
Krieg fährt durch das Land – alles nor-
mal?Wie geht es jetzt weiter? Es kann
doch nicht alles sein, dass wir das
Beste hoffen? Heult bloß nicht rum,
wenn es knallt. Das ist nicht weit weg
von uns. Das ist ganz nah dran.«

Der polnische General Jaroslaw Mika (r.) begrüßt die US-Soldaten am Donnerstag an der Grenze. Foto: dpa/Lech Muszynski

Grüne wollen Wählbarkeit von Straftätern erschweren
Der Fall des Gubener Ex-Bürgermeisters Hübner soll Anlass für eine Gesetzesnovelle sein – Hübner selbst wäre davon wohl nicht betroffen

Sollen verurteilte Straftäter künftig
nicht mehr ins Bürgermeisteramt
wählbar sein? Nach der Wiederwahl
des Gubener Stadtoberhaupts wird
im Landtag über Änderungen der
Kommunalgesetzgebung diskutiert.

Von Wilfried Neiße

In Guben (Spree-Neiße) wurde Klaus-
Dieter Hübner 2016 zum hauptamt-
lichen Bürgermeister wiedergewählt.
Und das, obwohl ihn ein Gericht zu-
vor der Korruption schuldig gespro-
chen hatte und er aus dem Amt ent-
fernt worden war. Die Gubener hat-
ten sich davon nicht beirren lassen,
Hübner bekam 57,8 Prozent der
Stimmen.
Möglich war dies, weil das gel-

tende Kommunalgesetz auch über-
führten Straftätern die Kandidatur

nicht ausdrücklich untersagt. Mögli-
che Konsequenzen für die Kommu-
nalgesetzgebung waren Gegenstand
einer Anhörung am Donnerst im In-
nenausschuss des Landtages. Nahezu
alle Beteiligten waren sich dabei ei-
nig, dass eine angestrebte Änderung
keine »Lex Hübner« sein dürfe. Wäh-
rend die Experten das Thema aus ju-
ristischer Sicht erörterten, hatten die
Mitglieder des Landtagsausschusses
auch die Stimmung in der Bevölke-
rung zu berücksichtigen, die gegen-
über »denen da oben« derzeit nicht
besonders günstig ist.
Die Grünen schlugen nun eine Ge-

setzesänderung vor, die Straftätern in
den folgenden fünf Jahren nach der
rechtskräftigen Verurteilung unter-
sagt, bei einer Wahl zum hauptamt-
lichen Bürgermeister anzutreten. Das
soll zumindest bei schweren Delikten

gelten. Dem widersprach Wilfried
Kirkes von der Vereinigung der bran-
denburgischen Verwaltungsrichter.
Es gebe im Moment keine Regelungs-
lücke, sagte Kirkes. Ein Bewerber,
dem bei seiner Verurteilung die
Wählbarkeit nicht aberkannt wurde,
sei wählbar. »Wenn die Bevölkerung
entscheidet, einem verurteilten
Straftäter ein Amt anzuvertrauen –
wer darf dann festlegen, dass das
nicht geht?«, fragte der Richter. »Die
Disziplinarbehörde? Der Richter?«
Man könne jedenfalls nicht mit ei-
nem »hohen Verdruss der Bevölke-
rung« argumentieren, denn dieser
könne auch entstehen, wenn ein
mehrheitlich gewählter Bewerber aus
seinem Amt abgerufen werde.
Dass eine Gesetzesänderung, wenn

man sie beschließe, keine Auswir-
kungen auf den Fall Hübner haben

wird, darüber waren sich die Exper-
ten einig. »Das Gesetz regelt Wähl-
barkeitsvoraussetzungen, die zum
Zeitpunkt der Wahl gelten müssen«,
sagte Thorsten Ingo Schmidt von der
PotsdamerUniversität. Es könne nicht
Kandidaten betreffen, die bei Inkraft-
treten des Gesetzes bereits gültig ge-
wählt sind.
Fachanwalt Klaus Herrmann ver-

wies darauf, dass in Brandenburg
Hauptverwaltungsbeamte, zu denen
hauptamtliche Bürgermeister zählen,
auch in anderen Fällen Probleme mit
der Strafjustiz hätten. Das Problem
sei, dass gerade sie als Führungs-
kräfte zuständig seien, in ihren Ver-
waltungen die Einhaltung von Stan-
dards durchzusetzen. Deshalb müss-
ten besondere Standards für sie gel-
ten. Aus diesem Grund halte er eine
Gesetzesänderung für angezeigt. Es

sei ein »demokratisches Defizit«, dass
der jetzige Zustand dem Wähler vor-
gaukle, dass man einen Vorbestraf-
ten wählen könne, obwohl klar sei,
dass der die Amtsgeschäfte nicht aus-
üben könne. Das Verwaltungsgericht
Cottbus sei an der verfahrenen Situ-
ation nicht völlig schuldlos, so Herr-
mann. Es hatte bei Hübners erneuter
Kandidatur dem Landkreis untersagt,
die Bürger darüber zu informieren,
dass der Ex-Bürgermeister das Amt
nach einem Wahlsieg nicht ausüben
darf und suspendiert werden müsse.
Verwaltungsrichter Kirkes hielt da-

gegen. Sollte im Suspendierungsfall
Hübner den Rechtsweg beschreiten,
sei angesichts der Überlastung der
Gerichte in etwa fünf Jahren mit ei-
ner Entscheidung zu rechnen. Dann
aber wäre auch die im Gesetzentwurf
vorgesehene Verbotsfrist verstrichen.

ANZEIGE

14 Brandenburg Sonnabend/Sonntag, 14./15. Januar 2017 u neues deutschland

Ich interessiere mich für die Leserreise 

   »Stockholm«

und bitte um unverbindliche Zusendung ausführlicher Informationen 
sowie der Reisebedingungen des Veranstalters.

Name, Vorname 

Straße, Hausnummer 

PLZ, Ort Tel.-Nr. (für evtl. Rückfragen)

INFORMATION/BUCHUNG: 
nd-Leserreisen, Herr Diekert

 030/2978-1620

ND-LESERREISE ANMELDUNG

Coupon bitte einsenden: nd-Leserreisen, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin oder 
Fax: 030/2978-1650, leserreisen@nd-online.de, www.nd-leserreisen.de

 21.06. – 24.06.2017 
 p. P. im DZ € 685,–/Einzelzimmerzuschlag € 165,–

Leistungen:
> Flug Berlin–Tegel nach Stockholm und zurück > 3 Übernachtungen/DZ im 4 Sterne 

Scandic mit Frühstück > Schiff sausfahrt nach Drottningsholm mit Führung > Besuch im 

Stadshuset > Stadtführung »Auf den Spuren Stig Larssons« > Eintritt Vasamuseum und 

Skansen > Midsommarfest > Flughafenbus Arlanda- Stockholm/Zentrum und zurück, 4 

Tickets für Tunnelbana/Stadtfähre > Mittagessen Scharfrichterhaus > Reiseleitung > Si-

cherungsschein 

Veranstalter: Reisebüro »Skandinavien 
direkt«, Hafenstr. 41, 17489 GreifswaldWeitere Leserreisen finden Sie unter: www.nd-leserreisen.de

Fotos Veranstalter

Reiseverlauf:
1. Tag: Flug Berlin/Tegel–Stockholm/Arlanda. Transfer zum Hotel. Stadtrundgang „Auf den 

Spuren der Helden des Kriminalschriftstellers Stig Larssons“.

2. Tag: Schiff stour zum königlichen Schloss Drottningholm (Wohnort der Königsfamilie). Füh-

rung und Parkspaziergang. Anschließend Rückfahrt. Besuch im berühmten Stadshuset (hier 

fi ndet das Dinner zur jährlichen Nobelpreisverleihung statt).

3. Tag: Fahrt zum Freizeitpark Skansen. Besuch im Vasamuseum und Teilnahme am großen 

Midsommar-Fest auf Skansen. 

4. Tag: Geführter Rundgang entlang der Drottninggatan mit Halt am Grab von Olof Palme. 

Weiter geht es zur Altstadt, »Gamla stan« und zum Schloss. Rundwanderung in Stockholms 

Geschichte. Mittagessen im Scharfrichterhaus. Freizeit und Rückfahrt zum Flughafen.
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MITTSOMMER IN STOCKHOLM

NACHRICHTEN

16 Bewerbungen für
den Landratsposten
Beeskow. Nach der gescheiterten
Direktwahl des Landrats in Oder-
Spree liegen der Kreisverwaltung
16 Bewerbungen für den Posten
vor. Die meisten der vier Frauen
und zwölf Männer kommen aus
dem Land Brandenburg, wie die
Verwaltung am Freitag mitteilte.
In einer Sondersitzung am 25. Ja-
nuar werden die Abgeordneten
des Kreistags den neuen Landrat
wählen. Diese Vorgehensweise ist
notwendig geworden, weil bei der
Direktwahl im November und der
Stichwahl im Dezember kein Kan-
didat die vorgeschriebene Min-
destanzahl von Stimmen erreich-
te. Amtsinhaber Manfred Zalenga
(parteilos) hatte im vergangenen
Jahr angekündigt, nicht mehr an-
treten zu wollen. Seine Amtspe-
riode endet vorzeitig mit Wirkung
zum 9. Februar. dpa/nd

Neue Lüfter für Anwohner
des Großflughafens
Schönefeld. Die Betreiber des
neuen Hauptstadtflughafens BER
bieten den Anwohnern ab sofort
neue Lüfter für ihre Wohnungen
an. Diese regulieren sich automa-
tisch und reduzieren im Vergleich
zu bisherigen Modellen den Wär-
meverlust, wie die Flughafenge-
sellschaft am Freitag mitteilte.
»Durch die automatische Regulie-
rung der Zu- und Abluft sind kei-
ne zusätzlichen Lüftungsplanun-
gen erforderlich«, sagte der für das
Schallschutzprogramm verant-
wortliche Ralf Wagner. Lüftungs-
anlagen ermöglichen, die Fenster
stets geschlossen zu halten und so
die Lärmbelästigung zu mindern.
Weil die neuen Geräte die Be- und
Entlüftung kombinieren, erfüllen
sie aus Sicht der Flughafengesell-
schaft die Anforderungen eines
Urteils vom Mai 2016. Das Ober-
verwaltungsgericht hatte die Pra-
xis gekippt, Lüfter in schallge-
dämmte Häuser einzubauen, oh-
ne zuvor ein Lüftungskonzept zu
erstellen. 25 500 Haushalte im
Umfeld des Flughafens haben An-
spruch auf Schallschutz. dpa/nd

Finanzgericht Vorbild für
Kooperation mit Berlin
Cottbus. Justizminister Stefan
Ludwig (LINKE) hält die Fusion
der Finanzgerichte in Berlin und
Brandenburg vor zehn Jahren für
einen Erfolg. »Die Zusammenar-
beit über Ländergrenzen hinweg
funktioniert hier hervorragend
und kann beispielgebend für an-
dere Bereiche der Landesverwal-
tung sein«, sagte er am Freitag bei
der offiziellenAmtseinführung des
neuen Gerichtspräsidenten Tho-
mas Stapperfend. Sitz des Finanz-
gerichts Berlin-Brandenburg ist
seit 2007 die Stadt Cottbus. Das
Gericht bearbeitet unter anderem
Klagen zu Steuerrechtsstreitigkei-
ten. Stapperfend trat den Posten
bereits im Herbst an. dpa/nd

Polizei leistet
sich teuerstes
Orchester
Wegen des Polizeiorchesters
blies der Landesrechnungshof
der Regierung den Marsch. Der
Innenminister änderte die Re-
geln – mit magerem Ergebnis.

Nach Kritik des Landesrechnungs-
hofs an den Kosten für das Lan-
despolizeiorchester wurden die
Regeln für Auftritte geändert.
Dennoch gab es trotz gleich hoher
Kosten 2016 sogar weniger Ein-
nahmen. Nach Inkrafttreten der
neuen Regeln zum 1. Januar habe
das Orchester mit 243 Auftritten
deutlich mehr absolviert als in den
Vorjahren, teilte das Innenminis-
terium auf Anfrage mit. Die Ein-
nahmen lagen mit gut 32 000 Eu-
ro leicht unter dem Durchschnitt
der Vorjahre. Der Landesrech-
nungshof hatte 2015 kritisiert,
dass Brandenburg sich das teu-
erste Polizeiorchester Deutsch-
lands leiste. In den Jahren 2010
bis 2013 habe es mit seinen 54
Musikern mehr als zehn Millio-
nen Euro gekostet, aber nur gut
128 000 Euro eingespielt. Bei ei-
ner Neufassung der Regeln wurde
daraufhin der Preis für einen Auf-
tritt bei privaten Veranstaltern um
das Dreifache auf 4500 Euro er-
höht. Als Konsequenz zogen sich
zahlreiche Veranstalter zurück. So
fiel das traditionelle Pfingstkon-
zert am Schlosspark Sanssouci
aus. Während es 2015 noch 32 be-
zahlte Konzerte gab, wurden 2016
nur mit sieben kommerziellen
Veranstaltern Verträge abge-
schlossen. Dafür sei die Zahl der
Konzerte für Kinder und Senioren
mit mehr als 100 fast verdoppelt
worden, erklärte das Innenminis-
terium. Doch solche Auftritte
bringen keine Einnahmen. dpa/nd

»Heult nicht rum, wenn’s knallt!«
Serie von Friedenskundgebungen entlang des Wegs einer US-Panzerbrigade nach Osten
An vier Stellen demonstrierte die
LINKE gegen den Durchzug einer
US-Panzerbrigade. Am Sonnabend
sollen alle Soldaten in Polen sein.

Von Sybille Gurack

Die Gleise nach Polen führen durch
Fürstenwalde. Auf ihnen und auf der
Autobahn 12 im Süden der Stadt roll-
ten dieser Tage US-amerikanische
Panzer gen Osten. Dem Unterneh-
mer Rolf Emmerling ist so ein Konvoi
auf der Autobahn begegnet. Ihm war
»mulmig« zumute. Ferdinand von Le-
kow, in den 1990er Jahren Chef des
Kreiskommandos der Bundeswehr in
Fürstenwalde, sagt zu der Aufrüs-
tung: »Russen und Amerikaner pro-
vozieren sich gegenseitig. Von den
Russen wird zur Zeit der kleine Krieg
bevorzugt. Die Amerikaner haben
Truppenteile in 14 Ländern.Nun auch
Panzer im Baltikum. Was haben sie
in all den Ländern zu suchen? Ent-
spannung gibt es nur durch geduldi-
ge Verhandlungen.«
Die Linksfraktion imKreistagOder-

Spree hatte beschlossen, am Bahnhof
in Fürstenwalde eine Demonstratio-
nen zu organisieren. Etwa 60 Men-
schen kamen am Montagabend bei
klirrender Kälte dorthin und hörten
Nicoles Schlager »Ein bisschen Frie-
den«. Peter Engert rezitierte das Ge-
dicht »Meinst du, die Russen wollen
Krieg«.
Günter Kuhn, Superintendent in

Rente, berichtete von dem Schre-
cken, im Zweiten Weltkriek Flakka-
nonier sein zu müssen. Das Bemühen
um Frieden, so der 88-Jährige, sollte
die Parteien aller Couleur auf glei-
chen Tritt bringen. Der Bundestags-
abgeordnete Thomas Nord (LINKE)
verurteilte die Truppenverlegung und
die Mithilfe Deutschlands. Als er das

Mikrofon zur Seite legen wollte, wur-
de ihm zugerufen: »Herr Nord, ich
habe eine Frage!« Genau genommen
hatten mehrere Leute Fragen. Doch
Nord musste weiter nach Frankfurt
(Oder), wo er gleich noch eine Rede
bei einer weiteren Kundgebung hal-
ten sollte.
Waltraut Tuchen aus Bad Saarow

sagte: »Man fühlt sich so hilflos. Ich
möchte etwas Konkretes tun. Aber
was?« Angela Splittgerber-Hassane
aus Stremmen sagte: »Ich bin inner-
lich am Verzweifeln, was in diesem
Land passiert. Ich sehe meine einzige
Möglichkeit zu helfen, indem ich den

Mund aufmache bei den Diskussio-
nen in meinem Umfeld und aufklä-
re.« Andere Demonstranten lächelten
über die Hoffnungen, eine Hand-
lungsanleitung zu bekommen: »Was
wollen Sie denn machen? Wollen Sie
sich vor die Züge werfen?«
Am Montagabend hatte die LINKE

am Truppenübungsplatz Lehnin für
den Frieden demonstriert, diesen
Sonnabend um 10 Uhr gibt es eine
weitere Kundgebung in Cottbus am
Ehrenmal für die Opfer des Faschis-
mus an der Puschkinpromenade.
Derweil erreichten große Teile der
US-Panzerbrigade bereits Polen. Mi-

nisterpräsident Dietmar Woidke
(SPD) musste sich mehrfach Vorwür-
fe der CDU anhören, weil er Ver-
ständnis für die Angst vor einemKrieg
äußerte. Er hatte angemerkt, dass die
Tür für den Dialog mit Russland of-
fen bleiben müsse.
In Fürstenwalde sagte Mascha Gu-

majak: »Da rollen die Panzer durch
das verschlafene Brandenburg. Der
Krieg fährt durch das Land – alles nor-
mal?Wie geht es jetzt weiter? Es kann
doch nicht alles sein, dass wir das
Beste hoffen? Heult bloß nicht rum,
wenn es knallt. Das ist nicht weit weg
von uns. Das ist ganz nah dran.«

Der polnische General Jaroslaw Mika (r.) begrüßt die US-Soldaten am Donnerstag an der Grenze. Foto: dpa/Lech Muszynski

Grüne wollen Wählbarkeit von Straftätern erschweren
Der Fall des Gubener Ex-Bürgermeisters Hübner soll Anlass für eine Gesetzesnovelle sein – Hübner selbst wäre davon wohl nicht betroffen

Sollen verurteilte Straftäter künftig
nicht mehr ins Bürgermeisteramt
wählbar sein? Nach der Wiederwahl
des Gubener Stadtoberhaupts wird
im Landtag über Änderungen der
Kommunalgesetzgebung diskutiert.

Von Wilfried Neiße

In Guben (Spree-Neiße) wurde Klaus-
Dieter Hübner 2016 zum hauptamt-
lichen Bürgermeister wiedergewählt.
Und das, obwohl ihn ein Gericht zu-
vor der Korruption schuldig gespro-
chen hatte und er aus dem Amt ent-
fernt worden war. Die Gubener hat-
ten sich davon nicht beirren lassen,
Hübner bekam 57,8 Prozent der
Stimmen.
Möglich war dies, weil das gel-

tende Kommunalgesetz auch über-
führten Straftätern die Kandidatur

nicht ausdrücklich untersagt. Mögli-
che Konsequenzen für die Kommu-
nalgesetzgebung waren Gegenstand
einer Anhörung am Donnerst im In-
nenausschuss des Landtages. Nahezu
alle Beteiligten waren sich dabei ei-
nig, dass eine angestrebte Änderung
keine »Lex Hübner« sein dürfe. Wäh-
rend die Experten das Thema aus ju-
ristischer Sicht erörterten, hatten die
Mitglieder des Landtagsausschusses
auch die Stimmung in der Bevölke-
rung zu berücksichtigen, die gegen-
über »denen da oben« derzeit nicht
besonders günstig ist.
Die Grünen schlugen nun eine Ge-

setzesänderung vor, die Straftätern in
den folgenden fünf Jahren nach der
rechtskräftigen Verurteilung unter-
sagt, bei einer Wahl zum hauptamt-
lichen Bürgermeister anzutreten. Das
soll zumindest bei schweren Delikten

gelten. Dem widersprach Wilfried
Kirkes von der Vereinigung der bran-
denburgischen Verwaltungsrichter.
Es gebe im Moment keine Regelungs-
lücke, sagte Kirkes. Ein Bewerber,
dem bei seiner Verurteilung die
Wählbarkeit nicht aberkannt wurde,
sei wählbar. »Wenn die Bevölkerung
entscheidet, einem verurteilten
Straftäter ein Amt anzuvertrauen –
wer darf dann festlegen, dass das
nicht geht?«, fragte der Richter. »Die
Disziplinarbehörde? Der Richter?«
Man könne jedenfalls nicht mit ei-
nem »hohen Verdruss der Bevölke-
rung« argumentieren, denn dieser
könne auch entstehen, wenn ein
mehrheitlich gewählter Bewerber aus
seinem Amt abgerufen werde.
Dass eine Gesetzesänderung, wenn

man sie beschließe, keine Auswir-
kungen auf den Fall Hübner haben

wird, darüber waren sich die Exper-
ten einig. »Das Gesetz regelt Wähl-
barkeitsvoraussetzungen, die zum
Zeitpunkt der Wahl gelten müssen«,
sagte Thorsten Ingo Schmidt von der
PotsdamerUniversität. Es könne nicht
Kandidaten betreffen, die bei Inkraft-
treten des Gesetzes bereits gültig ge-
wählt sind.
Fachanwalt Klaus Herrmann ver-

wies darauf, dass in Brandenburg
Hauptverwaltungsbeamte, zu denen
hauptamtliche Bürgermeister zählen,
auch in anderen Fällen Probleme mit
der Strafjustiz hätten. Das Problem
sei, dass gerade sie als Führungs-
kräfte zuständig seien, in ihren Ver-
waltungen die Einhaltung von Stan-
dards durchzusetzen. Deshalb müss-
ten besondere Standards für sie gel-
ten. Aus diesem Grund halte er eine
Gesetzesänderung für angezeigt. Es

sei ein »demokratisches Defizit«, dass
der jetzige Zustand dem Wähler vor-
gaukle, dass man einen Vorbestraf-
ten wählen könne, obwohl klar sei,
dass der die Amtsgeschäfte nicht aus-
üben könne. Das Verwaltungsgericht
Cottbus sei an der verfahrenen Situ-
ation nicht völlig schuldlos, so Herr-
mann. Es hatte bei Hübners erneuter
Kandidatur dem Landkreis untersagt,
die Bürger darüber zu informieren,
dass der Ex-Bürgermeister das Amt
nach einem Wahlsieg nicht ausüben
darf und suspendiert werden müsse.
Verwaltungsrichter Kirkes hielt da-

gegen. Sollte im Suspendierungsfall
Hübner den Rechtsweg beschreiten,
sei angesichts der Überlastung der
Gerichte in etwa fünf Jahren mit ei-
ner Entscheidung zu rechnen. Dann
aber wäre auch die im Gesetzentwurf
vorgesehene Verbotsfrist verstrichen.
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